
2. Änderungssatzung der Gemeinde Divitz-Spoldershagen über die 
Erhebung einer Zweitwohnungssteuer 

Auf der Grundlage des § 5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern 
(KV M-V) Inder Fassung der Bekanntmachung vom 16. Mai 2024 (GVOBI. M-V 5.270), zuletzt 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 18. März 2025 (GVOBl. M-V 5.130,136) sowie der 
55 1 und 3 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern (KAG M-V) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. April 2005 (GVOBI. M-V 5.146), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 26. Mai 2023 (GVOBI. M-V S.650) wird nach Beschluss der 
Gemeindevertretung Divitz-Spoldershagen vom 17.09.2026 nachfolgende 
2. Änderungssatzung erlassen: 

Artikel 1 

Der fi 2 wird wie folgt geändert: 

�(2) Im Satz 2 wird das Wort �Familienangehörige" wird durch das Wort 
�Familienmitglieder" ersetzt." 

�(5) Hinter dem Wort �Monat" wird �pro Kalenderjahr" eingefügt. 

�(6) Die Sätze 2 und 3 fallen weg. Der neue Satz 2 lautet: 

�Der Fläche, die von den Nutzungsberechtigten allein genutzt wird, ist der Anteil an der 
Fläche gemeinschaftlich genutzter Räume zu geleichen Teilen hinzuzufügen." 

Artikel lt 

Der 5 3 Abs. 3 wird mit einem Satz 4 wie folgt ergänzt: 

�Der entsprechende Nachweis darüber ist bis zum 31. März des Folgejahres zu erbringen." 

Artikel III 

Der 5 4 Abs. 3 wird neu gefasst. Er lautet nunmehr: 

�Ist die Wohnung eigengenutzt oder unterhalb des ortsüblichen Nutzungsentgeltes 
überlassen, so ist Bemessungsgrundlage die ortsübliche Vergleichsmiete mit einem 
Quadratmeterpreis von 6,53 Euro pro Monat, d.h. einer Jahresnettokaltmiete von 
78,36 Euro pro Quadratmeter Wohnfläche." 

Artiket IV 

Der 5 5 wird wie folgt geändert: 

�Der Steuersatz beträgt 15 v.H. des jährlichen Mietaufwandes." 



Artikel V 

§ 11 Inkrafttreten 

Diese 2. Änderungssatzung tritt rückwirkend zum 01.01.2026 in Kraft. 

Divitz-Spoldershagen, den 28.09.2026 
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Hinweis 

Gemäß § 5 Abs. 5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Mai 2024 (GVOBI. M-V 5.270), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 18. März 2025 (GVOBI. M-V 5. 130,136) wird darauf 
hingewiesen, dass ein Verstoß gegen Verfahrens- und Formvorschriften, die in dem genannten 
Gesetz enthalten oder aufgrund dieses Gesetzes erlassen worden sind, nach Ablauf eines 
Jahres seit der öffentlichen Bekanntmachung dieser Satzung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann. Diese Folge tritt nicht ein, wenn der Verstoß innerhalb der Jahresfrist schriftlich 
unter Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, aus der sich der Verstoß ergibt, 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht wird. 
Abweichend von Satz 1 kann eine Verletzung von Anzeige-, Genehmigungs- oder 
Bekanntmachungsvorschriften stets geltend gemacht werden. 

Divitz-S i oldershagen, den 28.09.2O1L 
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